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Detlev von Larcher

Verkehrte Welt
Prediger der Deregulierung  n  Die Politik stellt die Banker an 
den Pranger und verschleiert so ihre eigene Mitschuld an der Krise

Wolfgang Storz

Faule Kredite, faule Ausreden
Im Autoritätsgewand  n  Die Krise widerlegt eine Politik, die sich als alternativlos verkauft hat. 
Bisher machen die Herrschenden jedoch weiter wie bisher

Die SPD hat mit viel Tamtam »Verkehrsregeln« für die Finanzmärkte vorgestellt und setzt sich damit zur rechten Zeit als 
Banken-Bändiger in Szene. An die Politik der Vergangenheit will man sich nicht so gern erinnern. »Wir müssen unsere Archive 
nicht nachträglich korrigieren«, behauptet Kanzlerkandidat Steinmeier. Der frühere SPD-Politiker Detlev von Larcher gibt 
Nachhilfe, und der ehemalige Chefredakteur der Frankfurter Rundschau, Wolfgang Storz, erklärt, warum jetzt die Falschen als 
Krisenmanager gefeiert werden.

Anzeige

Banker-Bashing ist gerade sehr in. Die 
maßlose Gier nach schnellem hohem 
Profit wird beklagt. Wären nur die 
Manager der Geldbranche mehr am 

langfristigen Erfolg ihrer Kreditinstitute als 
an ihrem eigenen kurzfristigen Erfolg ori-
entiert und würden sie sich ethisch korrekt
verhalten – die Finanzmarktkrise wäre zu 
vermeiden gewesen, suggeriert man uns.

Nun muss man die Banker wirklich nicht 
in Schutz nehmen, die Kritik an ihnen ist 
berechtigt. Aber wenn Politiker sie so heftig 
kritisieren, wollen sie damit nur den eigenen 
Anteil an der Krise verschleiern. Die aus-
schließliche Beschäftigung mit der Krise und 
den Rettungsaktionen, deren Notwendigkeit
von niemand grundsätzlich bestritten wird,
greift viel zu kurz. Nicht die Krise ist das 
eigentliche Problem, sondern das »ganz nor-
male Funktionieren« der Finanzmärkte. Die 
Schäden für Millionen von Menschen richten
sie gerade dann an, wenn sie »normal« funk-
tionieren.

Und die Voraussetzungen dafür, dass das
kapitalistische System, in dem wir leben, im-
mer mehr von den Finanzmärkten getrieben 
wird, sind von der Politik gesetzt. Den jetzt 
von ihnen beklagten Raubtierkapitalismus 
haben Politiker trotz vielfältiger Warnungen 
erst herbeigeführt. Wir dürfen es nicht zu-
lassen, dass sie sich mittels kräftiger Banker-
Schelte aus der Verantwortung stehlen.

Ich höre noch die vielen Stimmen im Fi-
nanzausschuss des Bundestages: Wenn wir 
den Handel mit Derivaten nicht zulassen, 
wird er anderswo stattfinden und der Fi-
nanzplatz Deutschland wird unbedeutend.
Das war die ständige Parole bei der Zulas-
sung der »innovativen Instrumente« und 
von Hedge-Fonds; sie erklang ebenso, als 
der steuerlichen Begünstigung von Private-
Equity-Gesellschaften der Weg geebnet 
wurde. »Standortpolitik« war auch das Mot-
to bei der sich unter Rot-Grün beschleuni-
genden Liberalisierung und Deregulierung 
der Finanzmärkte. 2003 wurden Verbriefun-
gen – also die Finanzinstrumente, welche die 
Krise unmittelbar ausgelöst haben – von der 
Regierung aus SPD und Grünen in der Bun-
desrepublik zugelassen. Die »Deutschland
AG« sollte aufgelöst werden, darum wurde 
die Steuerfreiheit der Veräußerungsgewinne 
unter dem SPD-Finanzminister Hans Ei-
chel eingeführt – gegen alle Proteste in der 
Arbeitsgruppe Finanzen der sozialdemokra-
tischen Bundestagsfraktion. Es war ein im-
menses Steuergeschenk auch für jene Private- 
Equity-Fonds, die Franz Müntefering später 
als Heuschrecken titulierte.

Liberalisierung und Deregulierung waren
seit Jahrzehnten das Credo der Politik bis 
weit in die SPD hinein. Und nicht einmal das 
Platzen der New-Economy-Blase, vor dem
Kritiker gewarnt hatten und dafür ausgelacht 
wurden, brachte sie zur Besinnung.

Doch jetzt, verkehrte Welt: Von Angela 
Merkel über Peer Steinbrück bis zu Gui-
do Westerwelle – die ehemaligen Prediger 
der freien Märkte sprechen neuerdings, als 
wären sie Attac beigetreten. Sie verlangen 
mehr Transparenz und mehr Kontrolle der 
Finanzmärkte sowie Veränderungen bei den 
Gehältern von Managern und beklagen de-
ren fehlende Haftung. Dabei war es doch die 
rot-grüne Bundesregierung, die es nach dem 
lautstarken Einspruch der Wirtschaftsver-
bände und dem Rat des Heinrich von Pierer, 
ehemals hoch angesehener Siemens-Chef, 
nicht wagte, einen Gesetzentwurf einzu-
bringen, der eben diese Managerhaftung in-
stallieren sollte. Das Verdikt des damaligen 

SPD-Kanzlers schlug durch: »Ich kann kei-
ne Politik gegen die Wirtschaft machen.« Es 
war die Kapitulationserklärung der Politik 
gegenüber den Wirtschaftsverbänden.

Nun hören wir große Worte. Aber schon 
das Rettungspaket selbst ist verzagt: Wenn 
der Interbankenverkehr stockt, weil sich 
die Institute gegenseitig nicht trauen, muss 
man ihnen die Bürgschaft aufzwingen. Alle 
Banken sollten an die Kandare genommen
werden. Die Bezüge aller Bankmanager 
müssen gekürzt werden und nicht nur jene 
der hilfsbedürftigen Institute unter gewissen 
Umständen. Die Teilverstaatlichung aller 
Banken muss sicherstellen, dass das Geld der 
Steuerzahler wieder zurück kommt.

Nein, das »Rettungspaket« ist kein erster 
Schritt, wie die Kanzlerin uns glauben ma-
chen will. Vielmehr steht zu befürchten, dass 
man die Finanzmärkte wieder gewähren 
lässt, falls das »Rettungspaket« zur Beruhi-
gung führt.

Notwendig ist jetzt die sofortige Einfüh-
rung einer Besteuerung aller Arten von Fi-
nanztransaktionen auf europäischer Ebene,
um die Spekulation zu reduzieren und die

Kurzfristorientierung 
der Finanzmärkte zu 
schwächen.

Ein von Attac schon 
lange geforderter Fi-
nanzmarkt-TÜV muss 
eingerichtet werden, 
der neue Finanzinstru
mente standardisiert
und prüft, bevor sie 
gehandelt werden dür-
fen. Das heißt auch, 
dass manche »Innova-
tion« nicht eingeführt

werden kann.
Das Schattenbankensystem aus Hedge-

Fonds, Zweckgesellschaften und anderen 
unregulierten Finanzakteuren gehört verbo-
ten, Steueroasen müssen ausgetrocknet wer-
den. Eine Sonderabgabe auf große Vermögen 
kann dafür sorgen, dass die Kosten der Krise 
nicht beim Steuerzahler hängen bleiben.

Die Deregulierung der Finanzmärkte und 
die Agenda-Politik der SPD haben zu einer 
massiven Umverteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums von den Löhnen zu den 
Kapitaleinkünften geführt. Dieser Reichtum 
wurde nur zum Teil investiert. Der Milliar-
den-Rest strömte auf den Finanzmarkt, wo 
er von Hedge-Fonds und Investmentbanken 
aufgesaugt wurde und nun seinerseits mit sei-
nen hohen Profiterwartungen die Realwirt-
schaft dominiert. Umgekehrt wäre es richtig: 
In der Produktionswirtschaft werden die
Werte geschaffen, die Finanzmärkte müssen 
ihr dienen.

Dass vieles nur auf europäischer Ebene oder 
international geregelt werden kann, etwa im 
Rahmen eines neuen Bretton-Woods-Sys-
tems, darf nicht die längst möglichen nati-
onalen Maßnahmen bremsen. Dazu müssen 
keineswegs nur die jetzt viel kritisierten 
Banker umdenken – vor allem die Politik ist 
gefragt.

Detlef von Larcher, geboren 1937, war von 
1990 bis 2002 sozialdemokratischer Bundes-
tagsabgeordneter. Der Sozialwissenschaftler 
trat 1969 in die SPD ein, war Mitglied des 
Parteirates und in seiner Parlamentszeit im 
Finanzausschuss tätig. Im April 2008 schloss 
ihn die SPD aus, nachdem er zur Wahl der 
Linkspartei aufgerufen hatte. Seit 2002 en-
gagiert sich Detlev v. Larcher beim globalisie-
rungskritischen Netzwerk Attac.

Die Zeichen stehen auf Sturm, keine 
Frage, die Indizien sind überwälti-
gend: Hochspekulative Hedgefonds 
kaufen biedere Staatsanleihen, die 

Frankfurter Allgemeine zitiert Friedrich En-
gels, die Regierung rügt den Chef der Deut-
schen Bank. Die Finanzmarktkrise ist also 
gefährlich, das steht fest. Noch ungeklärt 
bleibt die Frage – wie gefährlich ist das Kri-
senmanagement?

Fast alle waren bisher voll des Lobes. 
Die Staaten reagierten richtig, hieß es, weil 
schnell und mit Hunderten Milliarden Euro 
in der Hand, um das darnieder liegende Sys-
tem aufzupäppeln. Inzwischen mehren sich 
die Zweifel. Die Grüne Renate Künast sieht 
bereits »Potemkinsche Dörfer«, denn es gebe 
zwar viele Konferenzen, auf denen allerlei 
Maßnahmen diskutiert würden – Banken-
aufsicht, Eigenkapital-Regeln, ein TÜV für 
Finanzprodukte, Börsenumsatzsteuer -, aber 
beschlossen werde sehr wenig.

Zudem spielen Leute, die bisher als Exper-
ten galten und endgültig entzaubert sind, bei 
der Krisenbewältigung eine entscheidende 
Rolle. Der Finanzexperte Lucas Zeise führt 
den verhängnisvollen Fehler der Bundesre-
gierung, eine staatliche Kapitalbeteiligung 
in das Ermessen der Banken zu stellen, auf 
deren unveränderte »Hochachtung vor der 
Hochfinanz« zurück. Nicht die Politik wird 
Herr des Geschehens, sondern die Banken 
bleiben es. Und zu vieles findet nach wie vor 
hinter verschlossenen Türen statt.

Was eine wesentliche Ursache der Krise ist, 
wird also weiter gepflegt: der Mangel an De-
mokratie und Transparenz. Vor allem Letz-
teres ist eine gefährliche Folge der Deregu-
lierung. Wo es keine Regeln, beispielsweise 
keine Kapitalverkehrs-Kontrollen mehr gibt, 
da fehlt auch öffentliches Wissen, das benö-
tigt wird, um Krisen zu erkennen und auf sie 
zu reagieren. Seit Jahren schon, so der Po-
litikwissenschaftler Franz Walter, ziehe sich 
»die etablierte politische Elite ... in kleine,
abgeschottete, oligarchische Entscheidungs-
zirkel« zurück. Der Souverän gelte »als Stör-
faktor«, die Politik schaffe »vollendete Tat-
sachen«, die sie »in das Autoritätsgewand
unzweifelhafter Sachrationalität« kleide und
die so als Vollzug des Richtigen daherkom-
men. Die vergangenen Wochen sind in dieser
Analyse gut wieder zu erkennen.

Im Herbst 2009 wählen die Deutschen ei-
nen neuen Bundestag. Debatten über Kon-

sequenzen könnten also zügig Folgen haben. 
Ausschlaggebend wird sein, wer zu drei Fra-
gen die Deutungshoheit erringt: Wem wird 
die Kompetenz der Analyse zugeschrieben? 
Was sind die Ursachen dieser Krise? Und 
welche Konsequenzen sind die richtigen?

Nicht für jeden ist das ein faires Rennen. 
Geht es gegen Oskar Lafontaine, ziehen auch 
erbitterte Gegner an einem Strang. Ein kluger 
Journalist schrieb: Erst belächelten sie seine 
Vorschläge, jetzt hassen sie ihn, weil er recht 
hatte. Lafontaine warnte als zuständiger Mi-
nister bereits 1999 vor der Deregulierung der 
Finanzmärkte und mahnte zu ihrer Regulie-
rung. Nun kann man kritisieren, dass seine 
Konzepte falsch waren, dass er undiploma-

tisch agierte, dass er 
im März 1999 aus dem 
Amt floh. Das ändert 
aber nichts an der Er-
kenntnis, dass Lafon-
taine die Lage frühzei-
tig erkannte und seine 
Analyse auch gegen 
einen mächtigen Main-
stream verteidigte. Als 
er aus dem Amt floh, 
reagierte die Börse 
mit einem Feuerwerk 
an Kursgewinnen. Sie 

wusste: Der Richtige geht.
In der Bundesrepublik wird nicht den 

Analysen von Lafontaine vertraut, sondern 
es werden Kanzlerin und Finanzminister als 
Retter gefeiert. Im Koalitionsvertrag von 
Union und SPD hatten die noch vereinbart, 
den Finanzplatz Deutschland wettbewerbs-
fähiger zu machen, »Produktinnovationen 
und neue Vertriebswege« wollte man »nach-
drücklich« unterstützen und der Finanz-
marktaufsicht »Augenmaß« verordnen. Kri-
se produzieren, Krise managen – hier bleibt 
alles in einer Hand.

Auch die Sozialdemokratie schleicht sich 
wieder heran. Franz Müntefering sagt allen 
Ernstes, von neoliberalem Gedankengut 
sei er nie beeinflusst, nicht einmal ange-
weht gewesen. Für ihn als Mensch mag dies 
stimmen, für ihn in seiner Rolle als SPD-
Politiker schon nicht mehr. Man sagt sei-
ner Sozialdemokratie doch nichts Falsches 
nach, wenn man deren Politik seit 1998 so 
zusammengefasst: Sie sah, begründet mit 
den Zwängen der Globalisierung, in dem 
Bestehenden – gesetzliche Rente, Arbeits-

markt-Regeln, Höhe der Staatsquote, der 
Löhne und der Unternehmenssteuern, um-
fangreiche öffentliche Infrastruktur – eher 
das Problem und in dem Anderen – kapi-
talgestützte Rente, Deregulierung, neue 
Finanzmarkt-Produkte, Privatisierungen, 
mehr Markt – eher die Lösung. Dass die 
SPD nicht alles davon umsetzte, lag am 
Widerstand dagegen, nicht an dieser Partei. 
Nun ist heute ausgerechnet das geschmähte 
Alte Teil der Lösung und das hochverehrte 
Neue Ursache der Krise. Wäre da nicht ein 
bisschen Demut angesagt?

Auf die Frage nach den Ursachen gibt es 
weithin drei Antworten. Ursache 1: Gier 
und Fehlverhalten der Finanzwelt. Ursache 
2: der Mangel an Regeln. Ursache 3: Der 
ständig wachsende private Reichtum er-
zwinge waghalsige Finanzprodukte, weil er 
Anlage suche. Natürlich spielt die Gier eine 
Rolle. Aber warum konnte diese ausgelebt 
werden? Damit sind wir bei Ursache 2: Das 
war möglich, weil die Politik wichtige Regeln 
abschaffte. Auch bei der Ursache 3 kommen 
die Regierenden  ins Spiel: Die nationale wie 
internationale Steuer- und Finanzpolitik hat 
den privaten Reichtum geschaffen und damit 
tendenziell die öffentliche Armut.

Was sind die großen Lehre aus der großen 
Krise? Es ist an Staat und Politik, dem Markt-
radikalen mit intelligenten Regeln einen en-
gen Rahmen zu setzen. Das ist machbar. Denn 
die Macht der Politik, auch der nationalen, ist 
– die Krise bringt es an den Tag – größer, als
sie das oft darstellt und die Öffentlichkeit es
wahrnimmt. Die so genannten Sachzwänge
sind eben meist: faule Ausreden.

So widerlegt diese Krise vor allem eine 
Politik, die seit Margret Thatcher und zu-
letzt von Gerhard Schröder mit Inbrunst 
vertreten worden ist: Es gebe wegen der 
Globalisierung zu dem eingeschlagenen 
Weg keine Alternative. Dieses Denkge-
bäude ist grandios widerlegt. Sickerte diese 
Erkenntnis im Wahlkampfjahr 2009 in das 
öffentliche Bewusstsein, dann könnten aus 
faulen Krediten und toxischen Zertifikaten 
höchste gesellschaftliche Renditen heraus-
geholt werden.

Von Wolfgang Storz ist dieser Tage erschie-
nen: Hans-Jürgen Arlt, Wolfgang Kessler und 
Wolfgang Storz: Alles Merkel? Schwarze Risi-
ken. Bunte Revolutionen, Publik-Forum Editi-
on Oberursel, 256 Seiten, 15,80 Euro.
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